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Vernehmlassung zum Bundesgesetz über die Rückerstattung unrechtmässig erworbener Vermögenswerte 
politisch exponierter Personen (RuVG) 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Sie haben uns eingeladen, zur oben genannten Vorlage Stellung zu nehmen. Wir machen von 

dieser Möglichkeit gerne Gebrauch und äussern uns wie folgt: 

 

Der Gesetzesentwurf will die behördliche Blockierung und richterliche Einziehung von unrechtmässigen 

Potentatengeldern in Ausnahmesituationen ermöglichen, wenn die Rechtshilfe wegen des Versagens 

des Justizsystems des ersuchenden Staates durch diesen nicht geleistet werden kann. Die Gelder 

sollen an den berechtigten Staat, zur Verbesserung der Lebensbedingungen seiner Bevölkerung, 

zurückgegeben werden. Die Erfahrung der letzten Jahre mit Potentatengeldern in der Schweiz haben 

gezeigt, dass dies sinnvoll ist. Die im Entwurf vorgesehenen Verfahren erscheinen uns sachgerecht. 

Wir unterstützen die Bestrebungen des Bundesrates, den Missbrauch des Schweizer Finanzplatzes 

durch Potentatengelder zu bekämpfen. 

 

 

Mit freundlichen Grüssen 

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES 

  

sig. Walter Straumann 

Landammann 

 

sig. Andreas Eng 

Staatsschreiber
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